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Bericht und Beschlussempfehlung 
 
des Innen- und Rechtsausschusses 
 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes des 
Landes Schleswig-Holstein (KAG) 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 16/1275 

 

 

Der Landtag hat den Gesetzentwurf der Landesregierung zur Änderung des Kom-
munalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein, Drucksache 16/1275, durch 
Plenarbeschluss vom 22. März 2007 federführend an den Innen- und Rechtsaus-
schuss und mitberatend an den Wirtschaftsausschuss überwiesen. Beide Ausschüs-
se haben sich mit dem Gesetzentwurf in mehreren Sitzungen beschäftigt, der Wirt-
schaftsausschuss zuletzt in seiner Sitzung am 27. Juni 2007, der Innen- und 
Rechtsausschuss zuletzt in seiner Sitzung am 4. Juli 2007. Die Ausschüsse haben 
außerdem eine gemeinsame mündliche Anhörung durchgeführt. 

Im Einvernehmen mit dem beteiligten Wirtschaftsausschuss empfiehlt der Innen- und 
Rechtsausschuss dem Landtag mit den Stimmen von CDU und SPD gegen die 
Stimmen von FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Annahme des Gesetzentwurf 
der Landesregierung, Drucksache 16/1275, in der rechten Spalte der nachstehenden 
Gegenüberstellung. Änderungen gegenüber dem Gesetzentwurf der Landesregie-
rung sind durch Fettdruck kenntlich gemacht. 

 

Werner Kalinka 

Vorsitzender 
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Gesetz  
zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes des 

Landes Schleswig-Holstein (KAG) 
 

 
 
 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 
 
 
 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung:  Ausschussvorschlag: 

Artikel 1 Artikel 1 

Das Kommunalabgabengesetz des Landes 
Schleswig-Holstein in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 10. Januar 2005 
(GVOBl. Schl.-H. S. 27), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 14. Dezember 2006 
(GVOBl. Schl.-H. S 278), wird wie folgt geän-
dert: 

 Das Kommunalabgabengesetz des Landes 
Schleswig-Holstein in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 10. Januar 2005 
(GVOBl. Schl.-H. S. 27), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 14. Dezember 2006 
(GVOBl. Schl.-H. S 278), wird wie folgt geän-
dert: 

§ 10 wird wie folgt geändert:  § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:  a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

“(1) Gemeinden und Gemeindeteile kön-
nen als Kur- oder Erholungsort anerkannt 
werden. Im Bereich der Anerkennung 
kann für die Herstellung, Verwaltung und 
Unterhaltung der zu Kur- und Erholungs-
zwecken bereitgestellten öffentlichen Ein-
richtungen eine Kurabgabe erhoben wer-
den. Mehrere Gemeinden, die die Vor-
aussetzungen des Satzes 1 erfüllen, kön-
nen eine gemeinsame Kurabgabe erhe-
ben, deren Ertrag die Gesamtaufwen-
dungen für die in Satz 2 genannten Maß-
nahmen nicht übersteigen darf.“ 

“(1) Gemeinden und Gemeindeteile kön-
nen als Kur- oder Erholungsort anerkannt 
werden. Im Bereich der Anerkennung 
kann für die Herstellung, Verwaltung und 
Unterhaltung der zu Kur- und Erholungs-
zwecken bereitgestellten öffentlichen Ein-
richtungen eine Kurabgabe erhoben wer-
den. Kosten, die einem Dritten entste-
hen, dessen sich die Gemeinde zur 
Durchführung der in Satz 2 beschrie-
benen Maßnahmen bedient, gelten als 
Aufwendungen der Gemeinde, wenn 
sie dem Dritten von der Gemeinde ge-
schuldet werden. Mehrere Gemeinden, 
die die Voraussetzungen des Satzes 1 er-
füllen, können eine gemeinsame Kurab-
gabe erheben, deren Ertrag die Gesamt-
aufwendungen für die in Satz 2 genann-
ten Maßnahmen nicht übersteigen darf.“ 

b) Folgende neuen Absätze 5 und 6 werden 
eingefügt: 

 b) Folgende neuen Absätze 5 und 6 werden 
eingefügt: 

“(5) Eine Gemeinde, die ganz oder teil-
weise als Kur- oder Erholungsort aner-
kannt ist, kann für Zwecke der Fremden-
verkehrswerbung und zur Deckung von 
Aufwendungen nach Absatz 1 Satz 2 lau-

“(5) Eine Gemeinde, die ganz oder teil-
weise als Kur- oder Erholungsort aner-
kannt ist, kann für Zwecke der Fremden-
verkehrswerbung und zur Deckung von 
Aufwendungen nach Absatz 1 Satz 2 lau-
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fende Fremdenverkehrsabgaben erhe-
ben. Soweit eine Gemeinde teilweise als 
Kur- oder Erholungsort anerkannt ist, be-
stimmt sie durch Satzung das Gebiet, in 
dem sie eine Fremdenverkehrsabgabe 
erhebt, nach ihren örtlichen Verhältnissen 
und entsprechend den Vorteilen durch 
den Fremdenverkehr für die in der Ge-
meinde selbstständig tätigen Personen 
und Personenvereinigungen. Sie kann 
Vorausleistungen bis zur voraussichtli-
chen Höhe der Fremdenverkehrsabgabe 
erheben. 

fende Fremdenverkehrsabgaben erhe-
ben. Absatz 1 Satz 3 gilt entspre-
chend. Soweit eine Gemeinde teilweise 
als Kur- oder Erholungsort anerkannt ist, 
bestimmt sie durch Satzung das Gebiet, 
in dem sie eine Fremdenverkehrsabgabe 
erhebt, nach ihren örtlichen Verhältnissen 
und entsprechend den Vorteilen durch 
den Fremdenverkehr für die in der Ge-
meinde selbstständig tätigen Personen 
und Personenvereinigungen. Sie kann 
Vorausleistungen bis zur voraussichtli-
chen Höhe der Fremdenverkehrsabgabe 
erheben. 

(6) Die Fremdenverkehrsabgabe wird von 
Personen und Personenvereinigungen 
erhoben, denen durch den Fremdenver-
kehr Vorteile geboten werden. “ 

(6) unverändert 

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 7.  c)  unverändert 

Artikel 2 Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft. 

 Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft. 

 
 
 
 
 


